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1 Die Aufgaben der Hauptversammlung

1.1 Grundlagen

Organe der Gesellschaft sind Vorstand, Aufsichtsrat und die Hauptversamm-
lung.

Anders als Vorstand und Aufsichtsrat ist die Hauptversammlung kein ständiges
Organ. Sie existiert nur von der Eröffnung der Versammlung bis zu ihrer Schlie-
ßung durch den Versammlungsleiter und findet in der Regel einmal pro
Geschäftsjahr als ordentliche Hauptversammlung statt. Daneben kann unter
bestimmten Voraussetzungen eine außerordentliche Hauptversammlung bean-
tragt und einberufen werden. Aktionäre können ihre Rechte in den Angelegen-
heiten der Gesellschaft nur in der Hauptversammlung ausüben, soweit das Gesetz
nichts anderes bestimmt (§ 118 Abs.1 AktG). Die Willensbildung in der Hauptver-
sammlung erfolgt dabei durch Gesellschafterbeschlüsse. Die Mitwirkung des ein-
zelnen Aktionärs an der Willensbildung erfolgt über die Ausübung des Stimm-
rechts. Die Hauptversammlung kann damit als das Willensbildungsorgan oder als
Gesetzgeber der Gesellschaft charakterisiert werden. Die in § 118 Abs. 1 AktG
zitierten „Rechte in den Angelegenheiten der Gesellschaft“ sind die versamm-
lungsgebundenen Verwaltungsrechte der Aktionäre. Zu den versammlungs-
gebundenen Verwaltungsrechten gehören insbesondere das Stimmrecht und das
Teilnahme- und Auskunftsrecht, wobei das Teilnahmerecht sich in ein Anwesen-
heitsrecht und in ein Mitberatungsrecht aufspalten lässt. Die versammlungs-
gebundenen Verwaltungsrechte sind von den Vermögens- und Individualrechten
des Aktionärs (beispielsweise dem Dividendenbezugsrecht) zu unterscheiden, die
nicht versammlungsgebunden sind.

Die Hauptversammlung hat eine Reihe von Aufgaben und Zuständigkeiten, die
im Folgenden erläutert sind.
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1.2 Aufgaben und Zuständigkeiten der Hauptversammlung

1.2.1 Bestellung und Abberufung des Aufsichtsrats

Die Hauptversammlung ist für die Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats
zuständig, soweit diese nicht in den Aufsichtsrat zu entsenden oder als Aufsichts-
ratsmitglieder der Arbeitnehmer nach den verschiedenen Mitbestimmungsgeset-
zen zu wählen sind (§ 101 AktG). Diejenigen Aufsichtsratsmitglieder, die von der
Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvorschlag gewählt (bestellt)
worden sind, können von ihr vor Ablauf der Amtszeit abberufen werden. Hierzu
bedarf es eines Beschlusses mit einer Mehrheit von mindestens drei Viertel der
abgegebenen Stimmen. Die Satzung kann eine andere Mehrheit und weitere Er-
fordernisse bestimmen (§ 103 Abs.1 AktG).

1.2.2 Festsetzung der Tätigkeitsvergütung des Aufsichtsrats

Die Hauptversammlung ist zuständig für die Festsetzung der Tätigkeitsvergütung
der Aufsichtsratsmitglieder, soweit diese Vergütung nicht in der Satzung bestimmt
worden ist. Auch in dem letzteren Fall kann die Hauptversammlung eine Sat-
zungsänderung, durch welche die Vergütung herabgesetzt wird, mit einfacher
Stimmenmehrheit beschließen. Eine Besonderheit gilt für die Mitglieder des ers-
ten Aufsichtsrats. Diesen kann überhaupt nur die Hauptversammlung eine Ver-
gütung für ihre Tätigkeit bewilligen, wobei der Beschluss hierüber erst in der
Hauptversammlung gefasst werden kann, die über die Entlastung der Mitglieder
des ersten Aufsichtsrats beschließt (§ 113 Abs. 2 AktG).

Die Höhe der Vergütung soll in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben
der Aufsichtsratsmitglieder und zur Lage der Gesellschaft stehen.

1.2.3 Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats und des Vorstands

Die Hauptversammlung ist ferner zuständig für die Entlastung der Mitglieder des
Vorstands und des Aufsichtsrats (§ 119 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 120 Abs. 1 Satz 1
AktG). Die Bedeutung des Beschlusses, mit welchem der Verwaltung Entlastung
erteilt wird, ist allerdings gering. Die Entlastung bringt nur allgemein die Billigung
der von Vorstand und Aufsichtsrat ausgeübten Verwaltungstätigkeit zum Aus-
druck. Sie enthält – anders als bei der GmbH – keinen Verzicht auf Ersatzansprü-
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che der Gesellschaft wegen einer möglichen Pflichtverletzung (§ 120 Abs. 2 Satz 2
AktG). Insbesondere hat die Entlastung auch nicht zur Folge, dass die Vorstand
und Aufsichtsrat auferlegte Beweislast für pflichtgemäßes Handeln (§ 93 Abs. 2
AktG) umgekehrt und eine ordnungsgemäße Geschäftsführung in der Amtszeit,
für die Entlastung erteilt wurde, vermutet wird. Die Entlastung steht im freien
Ermessen der Hauptversammlung, die hierüber beschließt. Daher ist eine Klage
von Mitgliedern des Vorstandes oder Aufsichtsrats gegen die Gesellschaft mit
dem Antrag, ihnen Entlastung zu erteilen, unzulässig.

Grundsätzlich ist über die Entlastung der Verwaltung insgesamt zu beschließen.
Ausnahmsweise kann über die Entlastung einzelner Mitglieder gesondert abge-
stimmt werden, wenn die Hauptversammlung dies beschließt oder eine Minder-
heit es verlangt, deren Anteile zusammen 10 % des Grundkapitals oder den
Nennbetrag von 1 Mio. Euro erreichen.

In der Praxis kann die Frage eine Rolle spielen, inwieweit eine Teilentlastung –
Aufteilung nach bestimmten Gegenständen oder Zeitperioden – beschlossen
werden kann.1 Im Fall Mannesmann/Dieter hat das OLG Düsseldorf entschieden,
dass eine Teilentlastung nicht möglich ist, wenn ausgeklammerte Vorgänge
gerade den Kern der Amtsführung betreffen. Ebenso unzulässig ist die Entlastung
wegen bloßer Einzelangelegenheiten. Für zulässig wird es aber gehalten, wenn
bestimmte Zeiträume von der Entlastung ausgenommen werden, weil hierüber
später beschlossen werden soll.

Erteilt die Hauptversammlung dem Vorstand oder einzelnen seiner Mitglieder
keine Entlastung, ist dies als Vertrauensentzug zu werten. Der Aufsichtsrat kann
deshalb verpflichtet sein, die Bestellung des betreffenden Vorstandsmitglieds aus
wichtigem Grund zu widerrufen (§ 84 Abs. 3 Satz 2 AktG). Umgekehrt kann das
nicht entlastete Vorstandsmitglied zur Niederlegung seines Amtes und zur frist-
losen Kündigung berechtigt sein. Letzteres gilt auch für Aufsichtsratsmitglieder,
denen keine Entlastung erteilt wurde.

1 Vgl. OLG München v.17.3.95, WM 1995, 842; OLG Düsseldorf v. 22.2.96, ZIP 1996, 503 [Mannes-
mann/Dieter]; OLG Stuttgart v.1.12.94, ZIP 1995, 378 [ASS].
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